Mehr Mut!?

(Rück)Blick auf das Jahr der Menschen mit Behinderungen

Madrid im Jahr 2002. Delegierte verschiedener europäischer Gruppen von Menschen mit Behinderungen und deren Organisationen treffen sich unter dem Grundsatz: 

 Nichts über uns ohne uns. Endgültig soll der Paradigmenwechsel von der Klassifizierung als „Behinderte“  hin zur Selbsteinschätzung als Minderheit der „Menschen mit Behinderungen“ in der europäischen Gesellschaft vollzogen werden. In Deutschland vollzog sich dieser Paradigmenwechsel medienwirksam durch die Umbenennung der „Aktion Sorgenkind“  in die „Aktion Mensch“ sowie in der Verabschiedung eines Bahn brechenden Sozialgesetzes im Jahr 2001, genannt Sozialgesetzbuch Nr. IX, Anhang Bundesgleichstellungsgesetz (BGG 2002). 

Die veränderte europäische Gesetzgebung im Blick auf Menschen mit Behinderungen hatte auf die einzelnen Mitgliedstaaten in der Folge erhebliche Auswirkungen. Erinnern wir uns an die inhaltlichen Grundsätze der Konferenz in Madrid 2002: Teilhabe von Menschen mit Behinderungen statt ausgrenzender Fürsorge – Gleichstellung statt abwertendes Mitleid – Recht auf Selbstbestimmung statt wohlmeinender Bevormundung. Im neuen Sozialgesetzbuch (SGB) Nr. IX werden konkrete Rahmenbedingungen festgeschrieben. Jede Benachteiligung aufgrund einer Behinderung wird als gesetzeswidrig bezeichnet. Die Rechtslast der Durchsetzung dieser Grundsätze liegt seitdem nicht mehr auf der Seite der Betroffenen, sondern auf der Seite  der staatlichen Einrichtungen, Krankenkassen und öffentlichen Trägern. Um einen bekannten Werbeslogan zu bemühen: Geht nicht, gibt’s nicht (mehr)! 

Die evangelische Kirche gehört ohne Zweifel zu den bedeutenden gesellschaftlichen Kräften. Deshalb gehe ich im folgenden der Frage nach, welche Wirkung das „Jahr der Menschen mit Behinderungen“ auf unseren kirchlichen Kontext in Kombination mit der neuen Rechtslage des SGB IX  hatte bzw. haben sollte. Die überwiegende Zahl der Beispiele aus der Gehörlosenarbeit ist dem Engagement des Autors in diesem Arbeitsfeld geschuldet.  

Teil der Schöpfung 

Behinderungen, so kann man leider häufig lesen, seien durch Eingriffe von Spezialisten weitgehend zu verhindern oder wenigstens reparabel. Völlig anders hingegen lautet die biblische Botschaft. In Exodus 4, 10-12 beispielsweise lesen wir von Menschen mit Sinnesbehinderungen und an anderer Stelle von Menschen mit körperlichen und psychischen Behinderungen, die ihren anerkannten Platz in der Welt durch niemand geringeren als unseren Schöpfer erhalten. Der biblische Befund ist unmissverständlich: Menschen mit Behinderungen sind ein von Gott in vollem Umfang bejahtes Geschöpf. Somit ist jeder Mensch, auch der Mensch mit Behinderung, Teil der Menschwerdung Gottes. 

Sylvia Krautter, Pfarrerin im Ruhestand bedingt durch Multiples Sklerose, zieht daraus eine bemerkenswert einfache Schlussfolgerung: „Das Ziel, Teilhabe herzustellen, tritt an die Stelle der Integration“, schreibt sie im Deutschen Pfarrerblatt, Ausgabe 8/2003. Menschen mit Behinderungen in unserer Kirche sind getaufte Christen und wollen nichts mehr als die Chance einer gleichberechtigten Teilhabe am kirchlichen Leben. Was sie vorfinden, ist oft nicht einmal die Möglichkeit einer Teilhabe. Das der Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern vorliegende Finanzkonzept zur Neustrukturierung des landeskirchlichen Haushaltes zeigt mehr als deutlich, dass wir dies in unserer Kirche noch nicht ausreichend verinnerlicht haben.

Die bundesdeutsche Presse nahm das „Europäische Jahr der Menschen mit Behinderungen“ thematisch unverhofft ausführlich auf, die kirchlich geprägte Presse ebenfalls. Kritisch angefragt werden muss allerdings die in der Berichterstattung verwandte Terminologie. In beinahe jedem Bericht war von „den Behinderten“ zu lesen, häufig leider auch von „Taubstummen“ – auch in der kirchlichen Presse. Gerade sie sollte hier mit positivem Beispiel voran gehen, sorgfältig formulieren und sich dem internationalen Standard anpassen. Richtig wäre es, von „Menschen mit Behinderungen“ und „gehörlosen Menschen“ zu sprechen bzw. zu schreiben. 

Die sprachliche Unsicherheit spiegelt sich auch im Protokoll des Landessynodalberichtes 2003 wieder. Dort ist auf Seite 54,  im Zusammenhang mit einer Gesetzesvorlage, die das positive Bemühen um Vertreter von und für Pfarrerinnen und Pfarrer, Diakone und Kirchenbeamte mit einer Behinderung festschreiben möchte, vom „Jahr der Schwerbehinderten“ zu lesen. Wir sollten uns bei allem wohlwollenden Verständnis immer bewusst machen, dass unsere Sprache Sachinformationen in Meinungsbildern, Emotionen und Einstellungen verpackt transportiert. Darüber hinaus vermittelt Sprache Werte, z.B. den Wert eines Menschen, bewusst und unbewusst. Deshalb ist es biblisch-theologisch und kommunikations-theoretisch ein entscheidender Unterschied, ob ich von meinem Mitmenschen dem „Behinderten“ rede oder schreibe, sozusagen als Objekt,  oder von meinem Mitmenschen im Gegenüber des „Du“ , der einen Namen hat und dazu zufällig eine Behinderung. 

Belange der Frauen

In BGG IX § 2 sind „Frauen mit Behinderungen“ im Blick. Ihre besonderen Belange sind zu berücksichtigen, die tatsächliche Durchsetzung wird angemahnt. Wir kennen eine Reihe von Kolleginnen mit Behinderungen in unserer Kirche und daneben viele ehrenamtlich tätige Frauen mit Behinderungen. Es wäre interessant, von ihren konkreten Erfahrungen im kirchlichen Leben und der kirchlichen Arbeitswelt zu hören und von ihnen zu lernen. 

Ein konkretes Beispiel: Im Frühjahr 2004 werden Fortbildungs-Kurse zur Führung von Haushaltskassen und Rechnungswesen angeboten und ausdrücklich empfohlen. Was macht nun eine hauptamtliche Mitarbeiterin in der Gehörlosenseelsorge/Finanzbereich, Geschäftsführungsausbildung und selbst gehörlos? Zur barrierefreien Teilhabe benötigt sie eine Doppelbesetzung von Gebärdensprachdolmetschern, Kostenpunkt ca. 400,- € pro Tag. Anmelden kann sie sich sicher, aber werden auch die Kosten für die notwendigen Gebärdensprachdolmetscher übernommen? Und wenn nein, wie würde die Absage begründet werden? Laut SGB IX wird die finanzielle Begründung keinen rechtlichen Bestand mehr haben können. Wir sollten dieses und andere Praxisbeispiele als Chance begreifen, beispielhafte Rahmenbedingungen zu schaffen, ohne sie in ihrem Grundsatz zu problematisieren. 

Kaum auszurotten aus unseren Gedanken ist offenbar das Märchen, dass eine Behinderung eine Krankheit ist. Krankheiten können zu Behinderungen führen, insbesondere chronische Krankheiten, keine Frage. Eine Behinderung, z.B. blind zu sein, ist aber keine Krankheit. Und so wurde 2003 eine Präambel zum Sondervikariat im Handlungsfeld Seelsorge nachgebessert. Jetzt wird im Text von kranken, belasteten Menschen und Menschen mit Behinderungen geschrieben. Eine gute Entscheidung.

Die Gleichsetzung von Behinderung mit Krankheit kann latent, und eben deshalb gefährlich, zu einer unbewusst permanenten Problematisierung von Behinderungen führen. Die Aussage  „das müsste doch nicht sein“  ist eine der konkreten Folgeerscheinungen, die sich gesellschaftlich längst etabliert hat. Eine Einschätzung, den wir aus der Diskussion über die pränatale Diagnostik gut kennen. Die Kritik daran hat nichts mit Technikfeindlichkeit zu tun, sondern ist Ausdruck der Wertschätzung eines Menschen mit oder ohne Behinderung. 

Der Klassiker: Barrierefreiheit

Der § 4 des BGG IX bezieht sich auf Gebäude wie Gemeindehäuser und Einrichtungen. Sie alle sollen von Menschen mit Behinderungen eigenständig und barrierefrei zugänglich sein. Man verzeihe mir den Hinweis, aber der Haupteingang des Landeskirchenamtes in München, immerhin das zentrale Gebäude der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern, wäre kein gutes Beispiel für die Orientierung am diesem Paragraphen. Treppen ohne Ende, Baubeschreibung in Blindenschrift Fehlanzeige, Akustik im Pförtnerbereich nicht optimiert, mit Rollstuhl nur Zugang über den Hintereingang. 

Barrierefreier Zugang meint neben dem baulichen Aspekt auch den Zugang zu Informationen, Fortbildung und Ausbildung. Hier konnten vor allem im Ausbildungsbereich Fortschritte erzielt werden. Eine hörgeschädigte Vikarin, eine gehörlose Diakonin und ein Theologiestudent mit körperlicher Behinderung durchlaufen neben gehörlosen Katecheten und anderen die kirchlichen Ausbildungskurse. Allerdings stellen sich immer wieder neu die Fragen der Finanzierung. Ein Hindernis zum Zugang dürfen diese Fragen jedoch nicht werden. 

Die Frage des barrierefreien Zugangs zu Informationen stellt sich auch bei der Herausgabe von wichtigen Informationsbroschüren wie z.B. der so genannten Patientenverfügung. Sie sind leider (noch) nicht in Großschrift, Blindenschrift und Deutscher Gebärdensprache zu erhalten. Die Handlungsfeldkonferenz Seelsorge hat deshalb  in einer Verlautbarung im Herbst 2002 um eine kontinuierliche Berücksichtigung des barrierefreien Informationszugangs für Menschen mit Behinderungen in der konzeptionellen Entwicklung und Finanzierung von Veröffentlichungen gebeten. Ein vorbildliches Zeichen, dessen Umsetzung 2004 evaluiert werden muss. Vorbildlich sind  auch die vielfältigen Bemühungen von Gemeinden und kirchlichen Einrichtungen im Dialog mit und unter Einbezug der Kompetenzen von Menschen mit Behinderungen. Mit wenig Geld, aber viel Kreativität konnte häufig unmöglich Geglaubtes erreicht werden. Die Bemühungen sollten aber keine Einzelfälle und keine Projekte bleiben, sondern zu festgeschriebenen Standards werden. 

Warum Unterschiede?

In § 7 des BGG IX lesen wir, dass kein Anstellungsträger Menschen mit Behinderungen benachteiligen darf. Solch eine Benachteiligung liege vor, wenn Menschen ohne zwingenden Grund unterschiedlich behandelt werden. An dieser Stelle  müssen wir tief durchatmen, denn unsere Kolleginnen und Kollegen mit Behinderungen erhalten nach gültigem Kirchenrecht diese Gleichbehandlung scheinbar nicht. Eine Verbeamtung auf Lebenszeit war bisher ausgeschlossen. Die Frage lautet also: Warum werden diese Unterschiede gemacht? Der Gedanke drängt sich auf, dass es sich dabei vor allem um finanzielle Erwägungen handelt. Damit allerdings wäre unser christliches Menschenbild zutiefst problematisiert und von gleichwertiger Wertschätzung kann dann auch keine Rede mehr sein. Oder ist die vermutet verminderten Leistungsfähigkeit die Ursache? Wenn ein gehörloser Mann in Rom eines der größten Luxushotels leiten kann, ein Bundestagsabgeordneter im Rollstuhl selbst zum Kandidaten für das Amt des Bundespräsidenten gehandelt wird und ein diplomierter Sozialpädagoge,  obwohl er nur eine Hand und seinen Kopf bewegen kann, als Geschäftsführer in einem Spezialrollstuhl eine der erfolgreichsten Selbsthilfe-Firmen in Bayern leitet, dann sollte dies als Antwort genügen.  

Alle Menschen, auch diejenigen mit Behinderung, müssen die Möglichkeit erhalten, mit allen Rechten und Pflichten in unserer Kirchengemeinschaft als vollwertiges Mitglied teilhaben zu können. Das hat zur Folge, dass für die entsprechenden Rahmenbedingungen gesorgt werden muss, arbeitsrechtlich, bei Fortbildungen, bezogen auf Vertretungsmöglichkeiten und im Blick auf die Chance am kirchlichen Leben barrierefrei teilnehmen zu können. Das geht nur, wenn der Mut zur Umverteilung innerhalb unserer kirchlichen Landschaft tatsächlich vorhanden ist und kreative Ideen nicht nur auf Konferenzen beschworen werden, sondern die Freiheiten erhalten, ihre Flügel zu nutzen. 

Das Thema in unserer Landeskirche ist aus unserer Sicht deshalb nicht, wie wir auf lange Sicht mit weniger Geld auskommen. Sondern das Thema hinter dem Thema ist die Frage, ob wir den Mut zu einer wirklichen Umverteilung haben, auch im Blick auf Kirchenmitglieder mit einer Behinderung. Integration orientiert sich häufig an den Bedürfnissen der Mehrheit und deren Wohlwollen. Teilhabe dagegen orientiert sich an dem Einzelnen und dessen Wunsch, nicht nur das fünfte Rad am Wagen sein zu müssen. Damit wollen wir nicht die jahrelang geleisteten wichtigen integrativen Bemühungen schmälern. Die  Teilhabe am kirchlichen Leben darf grundsätzlich nicht in Frage gestellt werden. 

Wichtiges Signal

Lenken wir deshalb unser Augenmerk auf die Figur des hl. Laurentius an der Lorenzkirche, immerhin die Kirche, in der wir unsere Bischöfe einführen. Lassen wir uns von ihm erinnern  an das, was er zu den wahren Schätzen der Kirche sagte. Die Schätze sind, so die Worte des Laurentius unter anderem die Armen, die Blinden, die Krüppel, die Tauben. Die drei Letztgenannten nennen sich heute „Menschen mit Behinderungen“ und begreifen sich als Minderheit, auch in unserer Kirche. Unser Landesbischof sagte  im Zusammenhang mit der Rolle der Kirchen in Europa, dass die vorrangige Aufgabe der christlichen Kirchen darin zu sehen sei, für Toleranz und Respekt gegenüber Gruppen und Minderheiten mit anderen Sozialformen und Lebensweisen einzutreten. Und weiter: „Der Wert des Menschen muss vor allen ökonomischen Interessen stehen.“ Dem kann nur zugestimmt werden mit dem Zusatz: Auch in unserer Kirche, dort wo Rahmenbedingungen zur Vertretung, Fortbildung, Ausbildung, Berufsperspektive und barrierefreier Teilhabe am kirchlichen Leben geschieht.

An vielen Stellen unserer Kirche wird daran gearbeitet, in kleineren und größeren Baustellen. Ein langer Weg ist noch zu gehen, und realistischer Weise kann es nur ein Weg sein, der von biblischer Erinnerung und dem Willen zur Umverteilung geprägt ist. Das  „Europäische Jahr der Menschen mit Behinderungen“ ist ein wichtiges Signal, auch für unsere bayerische Landeskirche. Die Gruppen von Menschen mit Behinderungen werden gut daran tun, sich zu vernetzen und das Thema Minderheiten und Randgruppen aktiv in die Arbeit der Landessynode einzubringen. Die Landessynode ihrerseits hat im November die Chance, sich die Tragweite ihrer Entscheidungen im Finanzbereich und deren Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen (und anderen Randgruppen) bewusst zu machen. Bewusst machen müssen wir uns jedoch jeden Tag neu: Wenn wir in unserer Kirche nicht bereit sind über Reflexion zu lernen, dann werden wir über den Reflex  lernen müssen. 
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